
Dieses Unterrichtswerk ist ein zum neuen Rahmenlehrplan vom 27.06.2014 
entwickeltes Lehr- und Lernbuch für die Ausbildungsberufe 
•  Rechtsanwaltsfachangestellter und Rechtsanwaltsfachangestellte
•  Notarfachangestellter und Notarfachangestellte
•  �Rechtsanwalts- und Notarfachangestellter und Rechtsanwalts- und  
Notarfachangestellte 

•  Patentanwaltsfachangestellter und Patentfachanwaltsangestellte. 

Die neuen Inhalte wurden konsequent auf die neue Lernfeldkonzeption des 
Lehrplans und die Vermittlung von beruflichen Handlungskompetenzen in 
diesen Berufen ausgerichtet.

Der vorliegende Informationsband für das 1. Ausbildungsjahr ist Bestand-
teil des umfassenden Europa-Programms und wird ergänzt durch das 
Arbeitsbuch mit umfangreichen Lernsituationen und Vertiefungsaufga-
ben zu jedem Lernfeld. Beide Titel sind an einer Didaktik ausgerichtet, die 
Handlungsorientierung betont und Lernende zu selbstständigem Planen, 
Durchführen, Kontrollieren und Beurteilen von Lernsituationen und Arbeits-
aufgaben führt. Alle Kompetenzdimensionen werden dabei berücksichtigt. 
Entsprechend den Vorgaben und Inhalten des Rahmenlehrplans wird hier-
bei die berufliche Wirklichkeit als Ganzes mit den damit verbundenen  
ökonomischen, ökologischen, rechtlichen und sozialen Aspekten erfasst.

Der Informationsband zum 1. Ausbildungsjahr umfasst die Lernfelder 1–4 
des Rahmenlehrplans:
•  Lernfeld 1: 	 Beruf und Ausbildungsbetrieb präsentieren.
•  Lernfeld 2: 	 Arbeitsabläufe im Team organisieren.
•  Lernfeld 3: 	 �Schuldrechtliche Regelungen bei der Vorbereitung und  

Abwicklung von Verträgen anwenden.
•  Lernfeld 4: 	 Ansprüche außergerichtlich geltend machen.
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Vorwort

Dieses Unterrichtswerk ist ein zum neuen Rahmenlehrplan vom 27. Juni 2014 entwickeltes Lehr- 
und Lernbuch für die Ausbildungsberufe 

 › Rechtsanwaltsfachangestellter und Rechtsanwaltsfachangestellte

 › Notarfachangestellter und Notarfachangestellte

 › Rechtsanwalts- und Notarfachangestellter und Rechtsanwalts- und 
Notarfachangestellte 

 › Patentanwaltsfachangestellter und Patentfachanwaltsangestellte. 

Die neuen Inhalte wurden konsequent auf die neue Lernfeldkonzeption des Lehrplans und die 
Vermittlung von berufl ichen Handlungskompetenzen in diesen Berufen ausgerichtet.

Der vorliegende Informationsband für das 1. Ausbildungsjahr ist Bestandteil des umfassenden 
Europa-Programms und wird ergänzt durch das Arbeitsbuch mit umfangreichen Lernsituationen 
und Vertiefungsaufgaben zu jedem Lernfeld. Beide Titel sind an einer Didaktik ausgerichtet, die 
Handlungsorientierung betont und Lernende zu selbstständigem Planen, Durchführen, Kontrol-
lieren und Beurteilen von Lernsituationen und Arbeitsaufgaben führt. Alle Kompetenzdimensio-
nen werden dabei berücksichtigt. Entsprechend den Vorgaben und Inhalten des Rahmenlehrplans 
wird hierbei die berufl iche Wirklichkeit als Ganzes mit den damit verbundenen ökonomischen, 
ökologischen, rechtlichen und sozialen Aspekten erfasst.

Der Informationsband zum 1. Ausbildungsjahr umfasst die Lernfelder 1–4 des Rahmenlehrplans:

 › Lernfeld 1:  Beruf und Ausbildungsbetrieb präsentieren.

 › Lernfeld 2:  Arbeitsabläufe im Team organisieren.

 › Lernfeld 3:   Schuldrechtliche Regelungen bei der Vorbereitung und 
Abwicklung von Verträgen anwenden.

 › Lernfeld 4:  Ansprüche außergerichtlich geltend machen.

Die im Informationsband enthaltenen Inhalte sind schülergerecht, klar, übersichtlich und ver-
ständlich aufbereitet und dargestellt. Ergänzt durch anschauliche Beispiele, Tabellen, Strukto-
gramme und kurze Zusammenfassungen werden die Lerninhalte verständlich präsentiert. Den 
einzelnen Lernfeldern sind Aufgaben zugeordnet, um das Verständnis für das Gelernte zu vertie-
fen. Mit dem Arbeitsheft kann der Lernende selbstständig anhand realitätsnaher Lernsituationen 
und Aufgabenstellungen sein Wissen anwenden. In beiden Bändern sind kommunikative Aspekte 
eingefl ossen, beispielsweise Fachsprache und Fremdsprache als integrative Bestandteile. Ebenso 
ist die Informationsverarbeitung im Anwendungszusammenhang dargestellt, sodass die Entwick-
lung einer ganzheitlichen und prozessorientierten Handlungskompetenz unterstützt wird.

Die systematisierenden Darstellungen stellen die zur Bewältigung der Lernsituationen notwendi-
gen Wissensbestände sämtlich bereit und greifen darüber hinaus auch über die Situationsbezüge 
hinaus. Hinweise auf die gesetzlichen Bestimmungen sind enthalten und soweit zweckmäßig zitiert.

Ihr Feedback ist uns wichtig! Das Autorenteam freut sich über Hinweise, Anregungen und Unter-
stützung durch Kritik oder zustimmende Kommentare und wünscht erfolgreiches Arbeiten mit 
dem neuen Werk.

Juni 2015 Autoren und Verlag
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1.1  Arbeiten mit dem Gesetz 

1.1.1  Begriff des  BGB 

Das Bürgerliche Gesetzbuch (BGB) ist das Kernstück des  Privatrechts. Es regelt die 
Rechtsverhältnisse aller im Gebiet der Bundesrepublik Deutschland lebenden deut-
schen und ausländischen Bürger untereinander. 

Alle anderen Gebiete des Privatrechts schließen an die im BGB enthaltenen Grund-
regeln an. So gelten beispielsweise allgemeine Regeln des BGB über den Abschluss 
von Verträgen auch im Handels- oder Arbeitsrecht. Bevor man sich mit Spezialge-
bieten des Privatrechts (z. B.: Handels- und Gesellschaftsrecht, Teilen des Arbeits-
rechts oder Versicherungsrecht) befasst, kommt man nicht umhin, sich zunächst 
die Grundregeln des BGB anzueignen. 

1.1.2  Entstehung des  BGB

Nach Jahrhunderten der Rechtszersplitterung, gab der Bundesrat des deutschen 
Kaiserreichs 1874 den Entwurf eines neuen Gesetzes über die Rechtsverhältnisse 
der Bürger in Auftrag. Es sollte ein „Gesamtband“ des in Deutschland geltenden 
Privatrechts entstehen. Ein Kreis aus hohen Richtern, Rechtsprofessoren, Ministe-
rialräten der preußischen Regierung, aber auch aus den Regierungen der anderen 
deutschen Länder arbeiteten an dem neuen Gesetz, welches am 18. August 1896 
vom Reichstag unter dem Namen „Bürgerliches Gesetzbuch (BGB)“ beschlossen 
wurde. Das Gesetz trat mit Wirkung vom 1. Januar 1900 in Kraft. 

1.1.3  Aufbau des  BGB

Das BGB enthält knapp 2.400 Paragrafen. Eine erste Orientierung zum Auffi n-
den einer bestimmten Vorschrift bietet die Gliederung in fünf Bücher, die sich in 
groben Zügen am Verlauf des Lebens orientiert.

1.  BUCH: ALLGEMEINER TEIL, §§ 1–240 BGB

Der Allgemeine Teil legt allgemeine Begriffe wie die Delikts- oder Geschäftsfä-
higkeit fest. Zudem fi nden sich Vorschriften zur Willenserklärung, zum Vertrags-
schluss oder zur Verjährung. Die Defi nitionen und Regelungen des Allgemeinen 
Teils gelten für das gesamte BGB und wurden vor die Klammer gezogen um Dop-
pelungen zu vermeiden. 
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2. BUCH: SCHULDRECHT, §§ 241–853 BGB

Im Schuldrecht geht es um rechtliche Beziehungen zwischen Personen, die ein 
Schuldverhältnis (= Vertrag) geschlossen haben. Ein Schuldverhältnis liegt vor, 
wenn eine Person zu einer Leistung verpfl ichtet ist (= Schuldner) und die andere 
Person einen Anspruch (= Gläubiger) auf eine Leistung hat. Das Schuldrecht 
gliedert sich wiederum in einen Allgemeinen und einen Besonderen Teil. Auch 
hier gilt:

 › Im Allgemeinen Schuldrecht, §§ 241–432 BGB, werden Regelungen für das 
gesamte Schuldrecht sowie die nachfolgenden Bücher festgelegt. Darunter 
fi nden sich etwa die Leistungsmodalitäten eines Vertrags, wie Leistungs-
inhalt, -ort und -zeit, das Erlöschen schuldrechtlicher Verpfl ichtungen durch 
Erfüllung oder Erfüllungssurrogate (z. B. Aufrechnung) oder die Rechtsfolgen 
von Pfl ichtverletzungen. 

 › Das Besondere Schuldrecht (§§ 433 ff.) behandelt häufi g vorkommende 
Verträge, wie etwa Kauf-, Miet-, Dienst- oder Werkvertrag. Dafür sind hier 
spezielle Regelungen aufgestellt, die das allgemeine Schuldrecht ergänzen 
bzw. verdrängen. 

3. BUCH: SACHENRECHT, §§ 854–1296 BGB

Im Sachenrecht werden die tatsächlichen (= Besitz) und rechtlichen Beziehungen 
(= Eigentum) zwischen Personen und Sachen geregelt (= dingliche Rechte). Das 
Sachenrecht ist eng mit dem Schuldrecht verbunden, da viele schuldrechtliche 
Verpfl ichtungen sachenrechtlich erfüllt werden, §§ 433, 929 BGB. 

Zudem enthält das Sachenrecht verschiedene Schutzvorschriften für den Eigen-
tümer einer Sache: 
 › Herausgabeanspruch nach § 985 BGB, 
 › Beseitigungs- und Unterlassungsanspruch nach § 1004 BGB,
 › Schadensersatzanspruch nach § 823 Abs. 1 BGB.

Ein ebenfalls wichtiger Bestandteil des Sachenrechts ist der Eigentumserwerb an 
unbeweglichen Sachen (= Grundstücke) sowie deren Belastung mit Dienstbar-
keiten, Reallasten, Hypotheken oder Grundschulden. 

4. BUCH: FAMILIENRECHT, §§ 1297–1921 BGB

Das Familienrecht enthält hauptsächlich Regelungen für die Rechtsbeziehungen 
von Verwandten. Dazu befasst es sich chronologisch mit den Themen Verlo-
bung, Ehe, Scheidung und deren Folgen. Dazu kommen Vorschriften zur Adop-
tion, Vormundschaft, Betreuung und Pfl egschaft.

Bei der Systematik von Gesetzen gilt wie beim Auffi nden von Paragrafen der 
Grundsatz „vom Allgemeinen zum Speziellen“. Genau nach dieser Systematik 
ist auch das BGB aufgebaut. Bei der Lösung von Rechtsfällen ist also stets 
zunächst nach einer passenden Vorschrift im Allgemeinen Teil (1. Buch) und 
erst dann in den nachfolgenden vier Büchern zu suchen. M

E
R
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E
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5.  BUCH: ERBRECHT, §§ 1922 – 2385 BGB

Das Erbrecht regelt den Übergang des Vermögens eines Verstorbenen 
(= Erbfolge). 

1.1.4  Juristische  Abkürzungen 

Juristische Bezeichnungen haben meist eine gebräuchliche Abkürzung, die von 
Richtern, Rechtsanwälten und Professoren einheitlich verwendet wird. Dies gilt 
für Gesetze und Gerichtsbezeichnungen. Auch andere Begriffe, die im Rechts-
verkehr eine wichtige Rolle spielen werden häufi g abgekürzt, so schreibt man 
für Handelsregister kurz HR.

Mit Abkürzungen sparen Sie in Klausuren Zeit. 
Sind Sie jedoch unsicher, ob oder wie ein Begriff abgekürzt wird, 
schreiben Sie ihn besser aus! 

Tipp

Beispiele für gebräuchliche Abkürzungen:

Abkürzung Bedeutung

BGB Bürgerliches Gesetzbuch

ZPO Zivilprozessordnung

StGB Strafgesetzbuch

StPO Strafprozessordnung

HGB Handelsgesetzbuch

RVG VV
Rechtsanwaltsvergütungsgesetz 
Vergütungsverzeichnis

GVG Gerichtsverfassungsgesetz

AG Amtsgericht

LG Landgericht

OLG Oberlandesgericht

BGH Bundesgerichtshof

ArbG Arbeitsgericht

VerwG Verwaltungsgericht

BVerfG Bundesverfassungsgericht

EuGH Europäischer Gerichtshof

Abkürzung Bedeutung

HR Handelsregister

AGB Allgemeine Geschäftsbedingungen

GbR Gesellschaft bürgerlichen Rechts

e.V. Eingetragener Verein

EV Eidesstattliche Versicherung

KFB Kostenfestsetzungsbeschluss

PfÜB
Pfändungs- und Überweisungs-
beschluss

PKH Prozesskostenhilfe

BRAK Bundesrechtsanwaltskammer

BRAO Bundesrechtsanwaltsordnung

RA/RAin Rechtsanwalt/Rechtsanwältin

RAuN Rechtsanwalt und Notar

ReNO
Rechtsanwalts- und 
Notarfachangestellte(r)

RiAG Richter am Amtsgericht

1.1.5  Zitieren von  Rechtsnormen

Das Zitieren von Rechtsnormen ist einheitlich geregelt und dient dazu, dem Le-
ser das Überprüfen einer Aussage mithilfe des Gesetzes zu erleichtern. Dafür ist 
es wichtig, dass Rechtsquellen so genau wie möglich angegeben werden.
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Zunächst ist das Gesetz zu nennen, aus welchem 
die zitierte Vorschrift stammt. Davor wird das 
§-Zeichen gesetzt, welches aus zwei ineinander-
gefügten „S“ besteht (= signum sectionis). Man-
che Gesetze, vor allem Verfassungsurkunden wie 
das Grundgesetz oder die UN-Charta enthalten 
Artikel. Paragrafen und Artikel können aus meh-
reren Absätzen bzw. Nummern, jeder Absatz 
aus mehreren Sätzen bzw. Nummern und/ oder 
Buchstaben bestehen. 

Als Zitierweise haben sich folgende Abkürzungen entwickelt:

Abkürzung Bedeutung Beispiel

Art. Artikel Art. 5 GG

§ Paragraf § 1 BGB

§§ Mehrere Paragrafen §§ 1 und 2 BGB

f. folgender Paragraf (= zwei Paragrafen) §§ 1 f. BGB (= § 1 und § 2 BGB)

ff. fortfolgende Paragrafen (= mehrere Paragrafen,
solange ein sachlogischer Zusammenhang besteht.)

§§ 1 ff. BGB (= § 1, § 2, § 3 BGB usw.)

Abs.1 oder I Absatz 1 § 823 Abs. 1 BGB oder § 823 I BGB

S. Satz § 440 S. 1 BGB

HS. Halbsatz § 963 2. HS BGB

Nr. oder Ziff. Nummer oder Ziffer (Bedeutung gleich) § 437 Nr. 2 BGB

Buchst. a) Nummern können in Buchstaben unterteilt werden. § 438 I Nr. 2 a) BGB

Alt. oder Var. Alternative oder Variante (Bedeutung gleich): Eine 
Vorschrift enthält zwei unterschiedliche Möglichkeiten 
und nur auf eine soll Bezug genommen werden.

§ 961 2. Alt. BGB

B
E

IS
P

IE
L§ 543 Abs. 2 S.1 Nr. 3 b) BGB 

Gesprochen: 
Paragraf 543 Absatz 2 

Satz 1 Nummer 3 
Buchstabe b BGB 

Beim Nachlesen einer zitierten Rechtsquelle ist darauf 
zu achten, dass immer ein grammatikalisch vollständiger 
Satz gelesen wird. 

M
E

R
K

E

B
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P

IE
L§ 543 Abs. 2 S. 1 Nr. 3 b) BGB 

§ 543 BGB – Außerordentliche fristlose Kündigung aus wichtigem Grund 

(1)  ¹Jede Vertragspartei kann das Mietverhältnis aus wichtigem Grund außerordentlich fristlos kündi-
gen. ²Ein wichtiger Grund liegt vor, wenn dem Kündigenden unter Berücksichtigung aller Umstän-
de des Einzelfalls, insbesondere eines Verschuldens der Vertragsparteien, und unter Abwägung der 
beiderseitigen Interessen die Fortsetzung des Mietverhältnisses bis zum Ablauf der Kündigungsfrist 
oder bis zur sonstigen Beendigung des Mietverhältnisses nicht zugemutet werden kann. 
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1.1.6  Das Auffi nden von  Rechtsnormen 

Um eine konkrete Vorschrift in einem Gesetz zu fi nden, hilft Ihnen 
das Inhaltsverzeichnis. Im BGB werden dort zu jedem der fünf Bücher 
Abschnitte und dazu Titel und Untertitel geführt, hinter denen jeweils 
ein Stichwort zu fi nden ist. Anhand dieser Stichwörter können Sie den 
passenden Paragrafen zum gesuchten Thema auffi nden. 

Auffi nden einer Vorschrift anhand eines Sachverhalts: 

Julian behauptet gegenüber Nina: „Wenn ich deinen Hamster töte, dann ist das 
nur Sachbeschädigung. Denn Tiere werden vom Gesetzgeber wie Sachen be-
handelt, das steht im BGB.“ Nina möchte das nicht glauben und im BGB nach-
schauen. Aber wo? Und wer hat recht? 

1. Buch: 
Allgemeiner Teil

Abschnitt 2: 
Sachen und Tiere

§ 90 BGB: 
Sachen

§ 90a BGB: 
Tiere

Ergebnis: 
Julian hat recht.

Lösung

B
E
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Können Sie eine Rechtsnorm mithilfe des Inhaltsverzeichnisses 
nicht fi nden, schauen Sie im Sachverzeichnis am Ende des BGB 
nach. Dort fi nden Sie alphabetisch geordnete Stichwörter, die je 
nach Zusammenhang einem Gesetz und dort einem Paragrafen 
zugeordnet werden. Sie können sich auch eine eigene Suchstrate-
gie entwickeln und z. B. ein Karteikartensystem für häufi g vor-
kommende Paragrafen anlegen.

Tipp

(2)  ¹Ein wichtiger Grund liegt insbesondere vor, wenn 

1.  dem Mieter der vertragsgemäße Gebrauch der Mietsache ganz oder zum Teil nicht recht-
zeitig gewährt oder wieder entzogen wird, 

2.  der Mieter die Rechte des Vermieters dadurch in erheblichem Maße verletzt, dass er die 
Mietsache durch Vernachlässigung der ihm obliegenden Sorgfalt erheblich gefährdet oder 
sie unbefugt einem Dritten überlässt oder 

3.  der Mieter 
 a)   für zwei aufeinander folgende Termine mit der Entrichtung der Miete oder eines nicht 

unerheblichen Teils der Miete in Verzug ist oder 
 b)  in einem Zeitraum, der sich über mehr als zwei Termine erstreckt, mit der Entrichtung der 

Miete in Höhe eines Betrages in Verzug ist, der die Miete für zwei Monate erreicht. 
  ²(…)
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1.1.7  Die Struktur von  Rechtsnormen 

Rechtsnormen sind hoheitliche Anordnungen, die für eine Vielzahl von Personen 
allgemein verbindliche Regelungen beinhalten. Man unterscheidet verschiedene 
Arten von Rechtsnormen:

Fallbeispiel: Ninas Eltern streiten oft und denken darüber nach, 
sich scheiden zu lassen. Nina möchte wissen, in welchen Paragrafen sie 
etwas über die Scheidung nachlesen kann?

3-Schritt-Methode zum Auffi nden von Paragrafen

Welchem Gesetz kann der 
Fall thematisch zugeordnet 
werden?

Im Fallbeispiel: 
Die Ehescheidung fi ndet 
zwischen Privatleuten statt 
und ist dem BGB zuzuordnen.

1. Schritt

Welchem Buch des BGB 
kann der Fall thematisch 
zugeordnet werden?

Im Fallbeispiel: 
Die Ehescheidung gehört 
zum Familienrecht und ist 
damit im 4. Buch zu fi nden.

2. Schritt

Welche(r) Paragraf(en) ist/sind 
auszuwählen?

Im Fallbeispiel: 
Die Vorschriften über die Scheidung der 
Ehe beginnen mit § 1564 BGB. Dort 
kann Nina sich über die Voraussetzun-
gen und Rechtsfolgen informieren.

3. Schritt

Die Anspruchsgrundlage unterscheidet 
sich vom Tatbestand nur dadurch, dass 
ihre Rechtsfolge eine bestimmte Forderung 
eines Rechtssubjekts (Anspruchsinhaber) 
gegen ein anderes Rechtssubjekt (An-
spruchsgegner) darstellt. Diese wird als 
Anspruch bezeichnet, der auch gerichtlich 
geltend gemacht werden kann.

Beispiel: § 1 BGB lässt 
sich umformulieren: 
Wenn die Geburt des 
Menschen vollendet 
ist (Voraussetzung), 
dann ist er rechtsfähig 
(Rechtsfolge).

Beispiel: Die Rechtsfolge des § 823 Abs. 1 BGB besteht in einem Anspruch 
auf Schadensersatz. Sie ist an sieben Voraussetzungen geknüpft:
Voraussetzung 1: Rechtsgutverletzung eines anderen
Voraussetzung 2: Verletzungshandlung des Anspruchsgegners
Voraussetzung 3:  Ursächlichkeit zwischen Verletzungshandlung und 

Rechtsgutsverletzung 
Voraussetzung 4: widerrechtlich
Voraussetzung 5: fahrlässig oder vorsätzlich 
Voraussetzung 6: Schaden: bestimmter Eurobetrag 
Voraussetzung 7: Ursächlichkeit zwischen Rechtsgutsverletzung und Schaden

Vom Gesetzgeber selbst 
festgelegte Defi nitionen 
zu Rechtsbegriffen. Diese 
Normen folgen keiner 
bestimmten Struktur.

Beispiel: § 13 BGB – 
Begriff des Verbrauchers

Legaldefi nition

Eine Rechtsfolge (ein 
bestimmter Zustand, kein 
Anspruch) wird an das Vor-
liegen bestimmter Vorausset-
zungen geknüpft. Der Inhalt 
einer Rechtsnorm kann in 
einen „wenn, dann“ – 
Satz umformuliert werden.

Tatbestand 
und Rechtsfolge

Anspruchsgrundlagen

Arten von  Rechtsnormen
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Rangfolge bei der Prüfung mehrerer Anspruchsgrundlagen

1. Vertragliche 
Ansprüche

Aus jeder Vertragsart ergeben sich Primäransprüche auf Vertragserfüllung (beim 
Kaufvertrag z. B. aus § 433 Abs. 1 BGB) und Sekundäransprüche wegen Leistungsstö-
rungen bei der Vertragserfüllung (beim Kaufvertrag z. B. aus § 437 BGB).

2. Vertragsähnliche 
Ansprüche

Hierbei handelt es sich um quasivertragliche Ansprüche, z. B. aus vorvertraglicher 
Haftung, lateinisch auch culpa in contrahendo, kurz „c.i.c.“ genannt (§§ 280 
Abs. 1, 241 Abs. 2, 311 Abs. 2 Nr. 1 BGB).

3. Ansprüche aus 
Geschäftsführung 
ohne Auftrag (GoA)

Die Geschäftsführung ohne Auftrag ist die Wahrnehmung von Geschäften des Ge-
schäftsherrn durch den Geschäftsführer, ohne dass dieser durch den Geschäftsherrn 
hierzu beauftragt wurde. Anspruchsgrundlagen fi nden sich in §§ 677 ff. BGB.

4. Dingliche 
Ansprüche

Dingliche Ansprüche können als Herausgabeansprüche, z. B. aus § 985 BGB oder als 
Beseitigungs- und Unterlassungsansprüche, z. B. aus §§ 1004 Abs. 1, 862 Abs. 1 BGB 
auftreten.

5. Deliktische 
Ansprüche

Das Deliktsrecht bezeichnet ein Rechtsgebiet, das sich mit den Rechtsfolgen unerlaub-
ter Handlungen beschäftigt. Anspruchsgrundlagen fi nden sich in §§ 823 ff. BGB.

6. Ansprüche aus 
ungerechtfertigter 
Bereicherung

Das Bereicherungsrecht befasst sich mit der Rückabwicklung von Vermögensverschie-
bungen ohne Rechtsgrund. Anspruchsgrundlagen fi nden sich in §§ 812 ff. BGB.

1.1.8  Die Anwendung von  Rechtsnormen (  Subsumtion)

Sicherlich haben Sie sich schon einmal gewundert, warum juristische Texte so selt-
sam formuliert sind. Dies liegt an der sog. Subsumtionstechnik, bei der Paragrafen 
nach einem bestimmten Muster auf den tatsächlichen Sachverhalt angewendet 
werden. Hierbei werden ein Obersatz, ein Untersatz und ein Schlusssatz gebildet.

Fallbeispiel: Nina hat aus Versehen die Musikanlage von Florian vom Regal gestoßen und 
sie dabei beschädigt. Florian verlangt von Nina die Reparaturkosten in Höhe von 50,00 Euro. 

Die Subsumtionstechnik

Er greift ein Tatbestandsmerkmal des Paragrafen heraus und defi niert es.

Im Fallbeispiel: Dann müsste zunächst die erste Voraussetzung des § 823 Abs. 1 
BGB vorliegen. Nina müsste ein Rechtsgut eines anderen verletzt haben. Unter einem 
Rechtsgut versteht man unter anderem das Eigentum. 

Der Obersatz: 

Im Fallbeispiel: Florian könnte einen Anspruch auf Schadensersatz in Höhe von 50,00 
Euro gegen Nina aus § 823 Abs. 1 BGB haben.

Wer will was von wem woraus?Fallfrage: 

Er nimmt auf den Sachverhalt Bezug und stellt fest, 
ob das Tatbestandmerkmal erfüllt ist.

Der Untersatz: 

Im Fallbeispiel: Nina hat die Musikanlage beschädigt. Dabei handelt es sich um das 
Eigentum und somit das Rechtsgut eines anderen, denn sie gehört Florian.
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Die 4 Auslegungsmethoden

Er stellt die Schlussfolgerung aus Ober- und Untersatz dar und 
enthält daher eine neue Aussage.

Der Schlusssatz: 

Im Fallbeispiel: Nina hat eine Rechtsgutsverletzung begangen.

Die komplette Falllösung erfordert die Wiederholung dieser Schritte 
für jedes Tatbestandsmerkmal. Erst dann kann das Endergebnis fest-
gestellt werden, welches die Fallfrage mit Ja oder Nein beantwortet.

Ergebnis: 

Im Fallbeispiel: Florian hat gegen Nina einen 
Anspruch auf Schadensersatz i.H.v. 50,00 Euro aus 
§ 823 Abs.1 BGB.

1.1.9  Die Auslegung von  Rechtsnormen

Häufi g sind gesetzliche Tatbestandsmerkmale so 
formuliert, dass sie auf eine Vielzahl von Fällen an-
wendbar sind. Dann müssen sie ausgelegt werden.

Der Wortsinn wird 
ermittelt.

Grammatische 
Auslegung

Die Regeln der Gram-
matik, der allgemeine 
Sprachgebrauch und 
die besondere Fach-
sprache der Juristen 
sind zu berücksichti-
gen. Auf diese Weise 
können Ungenauig-
keiten oder Versehen 
des Gesetzgebers kom-
pensiert werden. Diese 
liegen immer dann 
vor, wenn ein anderer 
als vom Gesetzgeber 
gewollter Wortlaut ins 
Gesetz gelangt ist.

Der Zusammenhang mit 
anderen Rechtsnormen 
wird ermittelt.

Systematische 
Auslegung

Sie beruht auf dem 
Gedanken, dass die 
Rechtsordnung als 
Ganzes widerspruchs-
frei aufgebaut sein 
muss und deshalb kei-
ne Rechtsnorm einer 
anderen widerspre-
chen darf. Ziel ist es 
immer, den wirklichen 
Willen des Gesetz-
gebers festzustellen. 
Diesem kommt man 
näher, indem man den 
Zusammenhang und 
das Verhältnis der aus-
zulegenden Vorschrift 
zu anderen Bestim-
mungen betrachtet. 

Der ursprüngliche Wille 
des Gesetzgebers wird 
ermittelt.

Historische 
Auslegung

Sie kann wichtige Hin-
weise auf den wirklichen 
Willen des Gesetzgebers 
geben. Sie berücksich-
tigt Vorläufernormen, 
Gesetzesentwürfe und 
Protokolle. Auch die Ent-
wicklung eines Gesetzes 
durch Gesetzesänderun-
gen seit der Entstehung 
können Hinweise geben. 
Die Grenze markiert 
dabei das Inkrafttreten 
der anzuwendenden 
Norm. „Neue“ Normen 
dürfen ebenso wenig 
berücksichtigt werden, 
wie die spätere Anwen-
dungspraxis durch die 
Normadressaten.

Der Sinn und Zweck 
einer Vorschrift wird 
ermittelt.

Teleologische 
Auslegung

Sie stellt häufi g das 
Kernstück der Aus-
legung dar, die im 
Zweifel den Ausschlag 
gibt. Sie stellt auf den 
Sinn und Zweck einer 
Vorschrift ab. Es ist also 
festzustellen, welches 
Ziel objektiv in einer 
Vorschrift zum Aus-
druck kommt. Dieses 
kann sich bei älteren 
Vorschriften im Laufe 
der Zeit auch geändert 
haben.
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